Deutscher Bundestag 

2. Wahlperiode 
1953 


Drucksache 3400 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, DP (FVP), GB/BHE 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Einstellung von Verbindlichkeiten der Geldinstitute und 
Versicherungsunternehmen aus § 61 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes 
fallenden Personen in die Umstellungsrechnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Geldinstitute und Versicherungsunterneh- 
men, die eine Umstellungs- oder Altbanken- 
rechnung aufstellen, dürfen die Verpflich- 
tungen aus § 61 des Gesetzes zur Regelung 
der Rechtsverhältnisse der unter Artikel 131 
des Grundgesetzes fallenden Personen in der 
Fassung vom 1. September 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1287) nach Maßgabe der Vor- 


Bonn, den 11. April 1957 


Schriften zur Neuordnung des Geldwesens in 
diese Rechnung einstellen. 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
in Berlin (West). 

§ 3 

Das Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Dr. Krone und Fraktion 
Ollenhauer und Fraktion 
Lenz (Trossingen) und Fraktion 
Dr. Brühler und Fraktion 
Feiler und Fraktion 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 
Rhein allee 20, Telefon 3551 



Begründung 


Durch § 61 des Gesetzes zu Art. 131 GG 
sind die öffentlich-rechtlichen Sach-, Lebens-, 
Unfall- und Haftpflichtversicherungseinrich- 
tungen (vgl. die 8. und 9. DVO zum G 131) 
und die öffentlich-rechtlichen Geldinstitute 
mit der nach diesem Gesetz zu erbringenden 
Versorgung für die verdrängten Angehöri- 
gen ihrer Schwesterinstitute außerhalb des 
Bundesgebiets und Berlin (West) belastet. Es 
handelt sich hierbei um Verpflichtungen, die 
ihren Entstehungsgrund in dem Zusammen- 
bruch des Reiches haben und die demnach 
als vor dem 21. Juni 1948 entstanden in die 
Umstellungsrechnung eingestellt werden dür- 
fen. Da es dringend erforderlich ist, alsbald 
zu einer endgültigen Bestätigung der Um- 
stellungsrechnungen zu gelangen, erscheint es 
im Hinblick auf aufgetretene Zweifel ge- 
boten, eine Klarstellung im Wege eines Bun- 
desgesetzes auf Grund der Art. 73 Nr. 4 und 
131 GG vorzunehmen. 
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